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Alles was (Arbeits)recht ist.
Tipps und Rechtsprechung von Ihren Experten für Arbeitsrecht.

Bei einer fristlosen Kündigung,
auch einer Verdachtskündigung,
ist nach § 626 Abs. 2 Bürgerli-
ches Gesetzbuch für die Recht-
mäßigkeit entscheidend, dass
sie binnen zwei Wochen nach
Kenntniserlangung des Kündi-
gungsgrundes vom Arbeitgeber
und zwar schriftlich ausgespro-
chen wird. Wird diese Frist ver-
säumt, kann die Kündigung nicht
mehr als fristlose Kündigung
ausgesprochen werden. 
Nicht nur eine erwiesene Straf-
tat, auch der Verdacht, eine
strafbare Handlung oder sonsti-
ge schwere schuldhafte Pflicht-
verletzung begangen zu haben,
kann nach der Rechtsprechung
des Bundesarbeitsgerichts ein
wichtiger Grund für eine fristlose
Kündigung sein. Entscheidend
ist dabei für die Wirksamkeit,
dass wenn beispielsweise nur
ein schwerwiegender Verdacht
einer strafbaren Handlung (z.B.
Diebstahl, Unterschlagung, Kör-

perverletzungen) besteht, der Ar-
beitnehmer vorher zu den erho-
benen Vorwürfen Stellung bezie-
hen kann.
So entschied das Bundesar-
beitsgericht am 13. März 2008,
dass der Arbeitgeber den Arbeit-
nehmer vor Ausspruch der Kün-
digung zu den gegen ihn beste-
henden Verdachtsmomenten an-
zuhören hat. Bei dieser Anhö-
rung müsse der  Arbeitgeber den
Arbeitnehmer über den Vorwurf,
der gegen ihn erhoben wird, so
umfassend unterrichten, dass
der Arbeitnehmer auch Stellung
beziehen könne. Das Bundesar-
beitsgericht hat mit dieser Ent-
scheidung deutlich gemacht,
dass die Anhörung des Arbeit-
nehmers vor Ausspruch einer
Verdachtskündigung nach wie
vor eine Wirksamkeitsvorausset-
zung ist. Wenn der Arbeitnehmer
weiß, welche Straftat ihm vom
Arbeitgeber vorgeworfen wird,
so ist der Arbeitgeber nicht ver-

pflichtet, solange mit der Kündi-
gung zu warten, bis der Arbeit-
nehmer selbst die Ermittlungsak-
te der Staatsanwaltschaft einge-
sehen hat. Entscheidend ist,
dass der Arbeitnehmer wirklich
auch in der Lage ist, sich zum
Vorwurf des Arbeitgebers, wes-
halb ihm gekündigt werden soll,
ohne Kenntnis der Ermittlungs-
akte der Staatsanwaltschaft zu
äußern.
Im Übrigen entfällt die Anhörung
ausnahmsweise, wenn der Ar-
beitnehmer generell nicht bereit
ist, zu den Verdachtsgründen
Stellung zu nehmen. Bedingung
für eine fristlose Kündigung,
wenn z.B. der Verdacht einer Un-
terschlagung besteht, ist aber
immer auch, dass mit an Sicher-
heit grenzender Wahrscheinlich-
keit von der Tatbegehung ausge-
gangen werden kann und durch
den Verdacht das Vertrauen in
die Redlichkeit des Mitarbeiters
endgültig zerstört ist. 

Fristlose Kündigung bei
Verdacht einer Straftat


